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*) GVBl. II 43-80

§ 1

Feststellung des Haushaltsplans

Der diesem Gesetz als Anlage beige-
fügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr
2011 wird in Einnahme und Ausgabe auf

28 389 003 800 Euro

festgestellt.

§ 2

Produkthaushalt

(1) Der leistungsbezogene Haushalts-
plan nach § 7a Abs. 3 der Hessischen
Landeshaushaltsordnung ist nach Produk-
ten, Pro jekten, zwischenbehördlichen und
externen Leistungen ge gliedert (Produkt-
haushalt). Die Produkte sind nach ihrem
Zweck und nach Art und Umfang ver-
bindlich. Die in diesem Gesetz für Pro-
dukte getroffenen Regelungen gelten für
Pro jekte, zwischenbehördliche und exter-
ne Leistungen entspre chend, soweit
nichts anderes bestimmt ist.

(2) Die für jedes Produkt im Leistungs-
plan ausgewiesenen Gesamtkosten sind
verbindlich. Mehrerlöse erhöhen, Minder -
erlöse vermindern die veranschlagten Ge-
samtkosten, soweit im Haushaltsplan
nichts anderes bestimmt ist. Abweichun-
gen bei Kosten, Erlösen oder Kennzahlen
im Haushaltsvollzug verändern die Pro-
duktabgeltung nicht. Werden veran-
schlagte Kosten eines Produkts gesperrt,
reduziert sich die im Haus haltsplan dafür
bewilligte Produktabgeltung entspre-
chend.

(3) Die Gesamtkosten eines Produkts
können um bis zu fünf vom Hundert
überschritten werden, wenn ein Aus-
gleich in nerhalb des Buchungskreises si-
chergestellt werden kann. Dies gilt nicht
für Fördermittelbuchungskreise und so-
weit im Haushaltsplan Abweichendes be-
stimmt ist.

(4) In Fördermittelbuchungskreisen
sind auch die im Haus haltsplan ausge-
wiesenen Leistungen zum Produkt, das
Bewil ligungsvolumen und die Liquidität
je Produkt verbindlich.

(5) Für Überschreitungen der Gesamt-
kosten eines Produkts und die Einrich-
tung neuer Produkte ist § 37 Abs. 1, 3 und
4 der Hessischen Landeshaushaltsord-
nung entsprechend anzu wenden. Glei-
ches gilt für zusätzliche Leistungen zum
Produkt in Fördermittelbuchungskreisen.
§ 11 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 3 gilt entspre-
chend. Satz 1 gilt nicht für zwischenbe -
hördliche Leistungen, wenn die Mehrkos-
ten vollständig durch Erlöse gedeckt wer-
den.

(6) Werden im Haushaltsplan für die
Produkte eines Bu chungskreises die Men-
ge und der Preis je Mengeneinheit für
verbindlich erklärt, reduziert sich bei
Mengenunterschreitun gen die Produkt -
abgeltung entsprechend, wenn im Haus-
halts plan nichts anderes bestimmt ist.
Abs. 2 Satz 1 bis 3, Abs. 3 und 5 finden in
diesen Fällen keine Anwendung. Bei
Men genüberschreitungen oder neuen
Produkten ist § 37 Abs. 1 der Hessischen
Landeshaushaltsordnung entsprechend
anzu wenden. Dabei sollen entstehende
Mehrkosten durch Einspa rungen in dem-
selben Einzelplan ausgeglichen werden.
Satz 3 und 4 gelten nicht für zwischenbe-
hördliche Leistungen, wenn die Mehrkos-
ten vollständig durch Erlöse gedeckt wer-
den. 

(7) Im Rahmen seiner Entscheidungen
nach § 37 Abs. 1 der Hessischen Landes-
haushaltsordnung kann das Ministerium
der Finanzen zusätzliche Produktabgel-
tung gewähren, soweit diese an anderer
Stelle finanziert wird.

(8) Im Haushaltsvollzug bei den Pro-
dukten erwirtschaftete Überschüsse sind
zunächst zur Deckung von Verlusten des
Buchungskreises zu verwenden; verblei-
bende Überschüsse können zur Verstär-
kung des Finanzplans verwendet oder bis
zu einem im Haushaltsplan festgelegten
Anteil der Verwal tungsrücklage des Bu-
chungskreises zugeführt werden. Die
Verwendung dieser Rücklagen für Dauer-
verpflichtungen ist nicht zulässig. Bildung
und Inanspruchnahme von Rücklagen be-
dürfen der Zustimmung des Ministeriums
der Finanzen. 

(9) Verluste, die aus Maßnahmen nach
§ 37 Abs. 1 der Hes sischen Landeshaus-
haltsordnung entstehen, können zulasten
des Finanzierungsbuchungskreises aus-
geglichen werden. Nä heres hierzu regelt
das Ministerium der Finanzen. Andere
Verluste sind vorzutragen. Über einen
Ausgleich wird im nächsten Haushalts-
plan entschieden.

(10) In den Erläuterungen zum Finanz-
plan genannte Einzelin vestitionen sind
verbindlich. Für veranschlagte, nicht
getä tigte Investitionen kann zur Finanzie-
rung dieser Investitionen in den Folgejah-
ren mit Zustimmung des Ministeriums der
Fi nanzen eine Investitionsrücklage gebil-
det werden. 

§ 3

Deckungsfähigkeit, Umsetzungen, 
alternative Beschaffungs- und 

Errichtungsformen

(1) Personalausgabenansätze dürfen
innerhalb der Einzelpläne und im Rah-
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men des Abbaus von Stellen mit Perso-
nalvermitt lungsstelle-Vermerk durch das
Ministerium der Finanzen auch einzel-
planübergreifend umgesetzt werden. Die
Ermäch tigung des Ministeriums der Fi-
nanzen umfasst auch Mittelum setzungen
von und zu Landesbetrieben.

(2) Im Produkthaushalt sind die Titel
der Hauptgruppen 4 bis 6 und 9 mit Aus-
nahme des Titels 529 gegenseitig de-
ckungsfä hig und einseitig deckungsfähig
zugunsten der Titel der Hauptgruppen 7
und 8. Die Titel der Hauptgruppen 7 und
8 sind gegenseitig deckungsfähig.

(3) Abweichend von Abs. 2 sind in För-
dermittelbuchungs kreisen die Titel der
Hauptgruppen 4 bis 9 gegenseitig de -
ckungsfähig. Verpflichtungsermächtigun-
gen sind in Förder mittel buchungskreisen
im Rahmen der jeweiligen Einzelre -
gelungen in den Produktblättern de-
ckungsfähig.

(4) Mindereinnahmen reduzieren,
Mehreinnahmen erhöhen die Ausgabeer-
mächtigung im Sinne der Abs. 2 und 3.
Außer halb der laufenden Geschäfte anfal-
lende Mehreinnahmen dür fen nur mit Zu-
stimmung des Ministeriums der Finanzen
ver wendet werden.

(5) Das Ministerium für Wirtschaft,
Verkehr und Landesent wicklung und das
Ministerium für Umwelt, Energie, Land -
wirtschaft und Verbraucherschutz können
mit vorheriger Zu stimmung des Ministeri-
ums der Finanzen Ansätze, Kosten und
Verpflichtungsermächtigungen in den Be-
reichen der Ge meinschaftsaufgaben
„Verbesserung der regionalen Wirt -
schaftsstruktur“ und „Verbesserung der
Agrarstruktur und des Küstenschutzes“
sowie die von der Verordnung (EG)
Nr. 1698/2005 des Rates vom 20. Septem-
ber 2005 über die Förderung der Entwick-
lung des ländlichen Raums durch den Eu-
ropäischen Landwirtschaftsfonds für die
Entwicklung des ländlichen Raums
(ELER) (ABl. EU Nr. L 277 S. 1), zuletzt
ge ändert durch Verordnung (EG) Nr. 473/
2009 vom 25. Mai 2009 (ABl. EU Nr. L 144
S. 3), betroffenen Ansätze und Verpflich-
tungsermächtigungen in den Einzelplä-
nen 07 und 09 für gegenseitig, andere
Ansätze, Kosten und Verpflichtungs er -
mäch tigungen zugunsten dieser Bereiche
für einseitig de ckungsfähig erklären. So-
fern zur Umsetzung der Programme mit
Förderungen aus der Verordnung (EG)
Nr. 1698/2005 zusätzliche Verpflichtungs-
ermächtigungen erforderlich wer den,
können diese mit vorheriger Zustimmung
des Ministeri ums der Finanzen im not-
wendigen Umfange eingegangen wer-
den. Darüber hinaus können mit vorheri-
ger Zustimmung des Ministeriums der Fi-
nanzen Ansätze, Kosten und Ver -
pflichtungsermächtigungen des Pro-
gramms „Förderung der energetischen
Modernisierung sozialer Infrastruktur in
den Kommunen – Investitionspakt“ für
gegenseitig deckungsfähig erklärt wer-
den. Im Rahmen seiner Zustimmung kann
das Mi nisterium der Finanzen die erfor-
derliche Produktabgeltung umsetzen.

(6) Mit vorheriger Zustimmung des Mi-
nisteriums der Finan zen können Ansätze
und Verpflichtungsermächtigungen im
Einzelplan 18 für gegenseitig deckungs-
fähig erklärt werden.

(7) Das Ministerium der Finanzen wird
ermächtigt, bei nach gewiesener Wirt-
schaftlichkeit im Haushalt veranschlagte
In vestitionsmaßnahmen durch alternative
Beschaffungs- und Er richtungsformen
(wie öffentlich-private Partnerschaften,
Lea sing- oder ähnliche Verträge) zu erset-
zen und die erforderli chen Verträge zu
schließen oder zu genehmigen. In diesen
Fällen können die veranschlagten Mittel
im laufenden Haus haltsjahr zur Absiche-
rung und Leistung der vertraglichen Ra-
ten verwendet werden; verbleibende
Haushaltsmittel sind gesperrt.

(8) Die Landesregierung kann Produk-
te ganz oder teilweise umsetzen, wenn
Aufgaben von einer Verwaltung auf eine
an dere Verwaltung übergehen. Eines Be-
schlusses der Landesre gierung bedarf es
nicht, wenn die beteiligten Ministerien
und das Ministerium der Finanzen über
die Umsetzung einig sind.

§ 4

Leistungen des Bundes, 
Übertragbarkeit von Ausgaben

(1) Bei Maßnahmen, die eine Leistung
des Bundes vorsehen, gelten Ansätze,
Kosten und Verpflichtungsermächtigun-
gen im gleichen Verhältnis als gesperrt, in
dem der Bund seine Leistung mindert; 
§ 41 der Hessischen Landeshaushaltsord -
nung bleibt unberührt.

(2) Übertragbare Ausgaben im Sinne
des § 19 Abs. 1 der Hessischen Landes-
haushaltsordnung sind die Ausgaben der
Hauptgruppen 7 und 8 des Gruppie-
rungsplans für den Haus halt des Landes
Hessen, die Ausgaben aus zweckgebun-
denen Einnahmen sowie die Ausgaben in
Fördermittelbuchungskrei sen.

(3) Das Ministerium der Finanzen kann
in besonders begrün deten Einzelfällen
die Übertragbarkeit von Ausgaben zulas -
sen, soweit Ausgaben für bereits bewillig-
te Maßnahmen noch im nächsten Haus-
haltsjahr zu leisten sind.

§ 5

Energieeinsparung, Informationstechnik

(1) Das Ministerium der Finanzen wird
ermächtigt, für Maß nahmen der Energie-
und Wassereinsparung Vorfinanzierun gen
in Anspruch zu nehmen, wenn die entste-
henden Kosten und die Tilgungszahlun-
gen aus den erwarteten Energie- und
Wassereinsparungen innerhalb von
75 vom Hundert der tech nischen Lebens-
dauer der Installation refinanziert werden
können.

(2) Die Mittel für Zwecke der Informa-
tionstechnik sind ge sperrt, soweit sie
nicht für Maßnahmen im Rahmen des
vom Bevollmächtigten für E-Government
und Informationstechnik festgeschriebe-



nen Standardisierungsprozesses „E-Go-
vern ment-Architektur in der Hessischen
Landesverwaltung“ ein gesetzt werden
sollen. Das Ministerium der Finanzen
kann die Sperre aufheben.

§ 6

Institutionelle Förderungen, 
Übertragung von Förderprogrammen

(1) Ansätze, Kosten und Verpflich-
tungsermächtigungen für Zuwendungen
im Sinne des § 23 der Hessischen Landes-
haus haltsordnung zur Deckung der ge-
samten Ausgaben oder eines nicht abge-
grenzten Teils der Ausgaben einer Stelle
außerhalb der Landesverwaltung (institu-
tionelle Förderung) sind ge sperrt, solange
ein Haushalts- oder Wirtschaftsplan nicht
von dem zuständigen Ministerium und
dem Ministerium der Fi nanzen gebilligt
ist. Das Ministerium der Finanzen kann
die Sperre aufheben.

(2) Das Ministerium der Finanzen
kann, soweit die Haus halts- oder Wirt-
schaftspläne nicht rechtzeitig zu Beginn
des jeweiligen Haushaltsjahres vorgelegt
werden können, in Ab schlagszahlungen
zur Leistung unabweisbarer Ausgaben
ein willigen.

(3) Im Landeshaushalt veranschlagte
Förderprogramme kön nen zur Abwick-
lung auf Externe übertragen werden. Das
Mi nisterium der Finanzen wird ermäch-
tigt, hieraus sich erge bende notwendige
Anpassungen im Haushaltsvollzug vorzu -
nehmen.

§ 7

Stellenbewirtschaftung, Personalmittel

(1) Abweichend von § 49 Abs. 3 der
Hessischen Landeshaus haltsordnung
kann jede Planstelle und Stelle mit meh-
reren Teilzeitbeschäftigten besetzt wer-
den. Daneben können bei der Besetzung
von Planstellen und Stellen Beschäftigte
auf meh reren Stellen geführt werden. Die
Gesamtarbeitszeit je Plan stelle und Stelle
darf nicht höher sein als die Arbeitszeit
einer vollbeschäftigten Kraft.

(2) Planstellen einer Besoldungsgruppe
können auch mit Be amtinnen und Beam-
ten einer anderen Laufbahn mit gleichem
Endgrundgehalt besetzt werden. Über die
Änderung der Amtsbezeichnung ist im
nächsten Haushaltsplan zu entschei den.

(3) Für die Besoldung der Professorin-
nen und Professoren und der Hochschul-
leitung wird als Vergaberahmen festge-
legt, dass der Besoldungsdurchschnitt al-
ler Professorinnen und Professoren der
Besoldungsgruppen C 2 bis C 4 und W 2
bis W 3 einschließlich der Besoldung der
hauptberuflichen Präsi dentinnen und Prä-
sidenten, Vizepräsidentinnen und Vize-
präsidenten und Kanzlerinnen und Kanz-
ler der Hochschulen an einer Fachhoch-
schule 68 000  Euro und an einer Univer-
sität oder Kunsthochschule 82 500 Euro
nicht übersteigen darf.

(4) Werden polizeidienstunfähige Be-
amtinnen und Beamte des Polizeivoll-
zugsdienstes, die den gesundheitlichen
Anforde rungen des Amtes einer anderen
Laufbahn genügen, im Dienst des Landes
weiterverwendet, so können sie auf einer
Planstelle des Eingangsamts einer Lauf-
bahn der jeweiligen Laufbahngruppe ge-
führt werden. Gleiches gilt für Beamtin -
nen und Beamte des Justizvollzugsdiens-
tes, die im allgemei nen Vollzugsdienst tä-
tig sind. Das Ministerium der Finanzen
wird ermächtigt, zur Übernahme von poli-
zei- oder justizvollzugsdienstunfähigen
Beamtinnen und Beamten vorübergehend
Stellen in Planstellen umzuwandeln.

(5) Die Stellenübersicht für Rechtsrefe-
rendarinnen und Rechtsreferendare bei
Kapitel 05 04 Titel 428 sowie die Er -
läuterungen dazu sind verbindlich.

(6) Für im Haushaltsplan mit Personal-
vermittlungsstelle-Vermerk ausgebrachte
Planstellen und Stellen findet § 21 Abs. 1
und 3 der Hessischen Landeshaushalts-
ordnung An wendung.

(7) Aus den veranschlagten Personal-
mitteln können bei der Vermittlung von
an die Personalvermittlungsstelle gemel-
de tem Personal auch besitzstandswahren-
de Zulagen gezahlt werden.

(8) Tarifbeschäftigten, die zur Vertre-
tung des Landes Hessen bei der Europäi-
schen Union in Brüssel oder zu einer an-
deren Auslandsdienststelle des Landes
Hessen versetzt oder für ei nen Zeitraum
von mehr als drei Monaten abgeordnet
werden und aus diesem Grund einen
dienstlichen Wohnsitz im Aus land be-
gründen, werden Auslandsbezüge in ent-
sprechender Anwendung der §§ 55 bis 57
des Bundesbesoldungsgesetzes in der
Fassung vom 6. August 2002 (BGBl. I 
S. 3022) in der am 31. August 2006 gel-
tenden Fassung gewährt.

§ 8

Umsetzung von Stellen

(1) Die Landesregierung wird ermäch-
tigt, mit Zustimmung des Haushaltsaus-
schusses freie oder frei werdende Plan-
stellen und Stellen im Falle eines unab-
weisbaren, vordringlichen Personalbe-
darfs in andere Kapitel desselben Einzel-
plans oder in andere Einzelpläne umzu-
setzen und, soweit es notwendig ist,
gleichzeitig umzuwandeln. Über den wei-
teren Verbleib der umgesetzten Planstel-
len und Stellen ist im nächsten Haus -
haltsplan zu entscheiden. § 50 der Hessi-
schen Landeshaus haltsordnung bleibt un-
berührt.

(2) Die Ministerien werden ermächtigt,
Planstellen und Stel len innerhalb des Ein-
zelplans umzusetzen. Dies gilt nicht für
Umsetzungen in das Ministeriumskapitel.

§ 9

Anpassung an Besoldungs- und Tarifrecht

(1) Die Landesregierung wird ermäch-
tigt, haushaltsrechtliche Maßnahmen zu
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treffen, die sich aus der Anpassung an
das Besoldungsrecht, an andere gesetzli-
che Bestimmungen oder an das Tarifver-
tragsrecht zwingend ergeben, insbeson-
dere die Stellenpläne und Stellenüber-
sichten zu ergänzen sowie Plan stellen
und Stellen umzuwandeln. Über den wei-
teren Verbleib dieser Planstellen und
Stellen ist im nächsten Haushaltsplan zu
entscheiden.

(2) Bei Besoldungserhöhungsgesetzen
sind das Ministerium der Finanzen und
das Ministerium des Innern und für Sport
ermächtigt, bereits vor Verabschiedung
des Gesetzes Ab schlagszahlungen auf die
im Gesetzentwurf vorgesehenen Er -
höhungsbeträge zu leisten.

§ 10

Leerstellen, Altersteilzeitstellen

(1) Das zuständige Ministerium wird
ermächtigt, Leerstellen mit dem Vermerk
„künftig wegfallend“ auszubringen für

1. Beamtinnen und Beamte, Richterinnen
und Richter, die unter Wegfall der
Dienstbezüge bei einem anderen
Dienstherrn verwendet werden,

2. Bedienstete, die als Abgeordnete in
den Bundestag, in den Hessischen
Landtag oder in das Europäische Par -
lament gewählt sind,

3. Bedienstete, die für eine vorüberge-
hende Tätigkeit in öf fentlichen zwi-
schenstaatlichen oder überstaatlichen
Einrichtungen oder in den Entwick-
lungsländern beur laubt werden,

4. Beamtinnen und Beamte, die als Rich-
terinnen und Rich ter kraft Auftrags zu
einem hessischen Gericht, und Richte-
rinnen und Richter, die zu einer hessi-
schen Verwaltungsbehörde abgeord-
net werden,

5. Beamtinnen und Beamte, die nach
§ 85a Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 oder nach
§ 85f des Hessischen Beamtengeset -
zes, und Richterinnen und Richter, die
nach § 7a Abs. 1 Nr. 2 oder nach § 7b
des Hessischen Richter gesetzes beur-
laubt werden,

6. Tarifbeschäftigte, die nach § 28 des Ta-
rifvertrags für den öffentlichen Dienst
des Landes Hessen beurlaubt werden,

7. Tarifbeschäftigte, deren Arbeitsver-
hältnis nach § 33 Abs. 2 Satz 5 und 6
des Tarifvertrags für den öffentli chen
Dienst des Landes Hessen wegen der
Gewährung einer Rente auf Zeit ruht,

8. die Dauer der Elternzeit, wenn von der
Möglichkeit zur Beschäftigung von
Vertretungs- und Aushilfskräften aus
besonderen Gründen kein Gebrauch
gemacht werden kann,

9. Beamtinnen und Beamte, Richterinnen
und Richter, die durch Beendigung ei-
nes Beamtenverhältnisses auf Probe
nach § 19a des Hessischen Beamten-
gesetzes wieder in ihr früheres Amt
zurücktreten, wenn keine freie Plan-
stelle dieser Besoldungsgruppe zur
Verfügung steht.

(2) Werden die Bediensteten wieder im
Landesdienst verwen det, sind sie in eine
freie oder in die nächste frei werdende
Stelle bei ihrer Verwaltung einzuweisen;
mit der Einweisung fällt die Leerstelle
weg. Bis zur Einweisung in eine freie
Stelle sind sie auf der Leerstelle zu füh-
ren.

(3) Zur Umsetzung der Altersteilzeitar-
beit ist das zuständige Ministerium er-
mächtigt, auf der Grundlage der von der
Lan desregierung erlassenen näheren Be-
stimmungen für Al tersteilzeitkräfte Al-
tersteilzeitplanstellen und Altersteilzeit -
stellen mit dem Vermerk „künftig wegfal-
lend“ zu schaffen.

§ 11

Über- und außerplanmäßige Ausgaben,
Vorfinanzierun gen

(1) Wird infolge eines unvorhergesehe-
nen und unabweisbaren Bedürfnisses ei-
ne überplanmäßige oder außerplanmäßi-
ge Ausgabe erforderlich (Art. 143 der
Verfassung des Landes Hessen), so bedarf
es eines Nachtragshaushalts nicht, wenn
die Mehrausgabe im Einzelfall einen Be-
trag von fünf Millionen Euro nicht über-
schreitet oder rechtliche Ver pflichtungen,
Rechtsansprüche aus Gesetz oder Tarif-
vertrag zu erfüllen sind oder soweit Aus-
gabemittel von anderer Seite zweckge-
bunden zur Verfügung gestellt werden.
Für über planmäßige und außerplanmäßi-
ge Verpflichtungsermächti gungen gilt
Entsprechendes, wenn die voraussichtlich
kas senwirksam werdenden Jahresbeträge
insgesamt einen Betrag von fünf Millio-
nen Euro nicht überschreiten.

(2) Mit vorheriger Zustimmung des Mi-
nisteriums der Finan zen können Zuwei-
sungen der Europäischen Union bei ge -
meinsam finanzierten Förderprogrammen
vorfinanziert wer den, wenn entsprechen-
de Förderzusagen der Europäischen Uni-
on vorliegen. Gleiches gilt für Zuweisun-
gen des Bundes zum Ausgleich der Belas-
tungen der kommunalen Gebietskör -
perschaften nach dem Kommunalen Opti-
onsgesetz vom 30. Juli 2004 (BGBl. I
S. 2014). Hierdurch bedingte, nicht durch
Einnahmen im laufenden Haushaltsjahr
gedeckte Mehr ausgaben sind als Vorgrif-
fe nach § 37 Abs. 6 der Hessischen Lan-
deshaushaltsordnung nachzuweisen.

(3) Der Betrag für die nach § 37 Abs. 4
der Hessischen Lan deshaushaltsordnung
dem Landtag vierteljährlich mitzuteilen -
den über- und außerplanmäßigen Ausga-
ben wird auf 50 000 Euro festgesetzt.

§ 12

Veräußerung und Überlassung von 
Vermögensgegenständen

(1) Abweichend von § 63 Abs. 2 der
Hessischen Landeshaus haltsordnung wird
das Ministerium der Finanzen ermächtigt,
die Veräußerung zur Erfüllung der Aufga-
ben des Landes weiterhin benötigter Ver-
mögensgegenstände zuzulassen, wenn
auf diese Weise die Aufgaben des Landes
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nachweislich wirtschaftlicher erfüllt wer-
den können. § 64 der Hessischen Landes-
haushaltsordnung bleibt unberührt.

(2) Das Ministerium der Finanzen kann
abweichend von § 63 Abs. 3 Satz 1 der
Hessischen Landeshaushaltsordnung in
Ein zelfällen gestatten, dass landeseigene
Grundstücke in Gebie ten, die die Voraus-
setzungen für die Durchführung von städ -
tebaulichen Sanierungsmaßnahmen nach
den §§ 136 bis 164b oder von städtebauli-
chen Entwicklungsmaßnahmen nach den
§§ 165 bis 171 des Baugesetzbuches in
der Fassung vom 23. September 2004
(BGBl. I S. 2415), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 31. Juli 2009 (BGBl. I
S. 2585), erfüllen, auch ohne eine entspre-
chende förmliche Festlegung des Gebiets
oder der Förderung der Maßnahme zum
Grundstücks wert an die Gemeinde veräu-
ßert werden, wenn sich diese verpflichtet,
die beabsichtigten städtebaulichen Maß-
nahmen auf dem Grundstück innerhalb
von fünf Jahren durchzufüh ren. Bei der
Ermittlung des Grundstückswertes blei-
ben Ver änderungen des Wertes, die
durch die Sanierungs- oder Entwick-
lungsmaßnahmen hervorgerufen werden,
unberücksichtigt.

(3) Abweichend von § 63 Abs. 3 Satz 1
der Hessischen Lan deshaushaltsordnung
wird zugelassen, dass von staatlichen Ein-
richtungen im Bereich der Datenverarbei-
tung entwickelte oder erworbene Pro-
gramme unentgeltlich an Stellen der öf -
fentlichen Verwaltung abgegeben wer-
den können, soweit Ge genseitigkeit be-
steht.

(4) Das Ministerium der Finanzen kann
abweichend von § 63 Abs. 3 Satz 1 der
Hessischen Landeshaushaltsordnung mit
Zustimmung des Haushaltsausschusses
zulassen, dass Schloss- und Burgruinen
sowie nicht für betriebliche Zwecke benö-
tigte Kulturdenkmäler auf Staatsdomänen
unter Wahrung denkmal pflegerischer Be-
lange an Fördervereine, deren Zweck die
Trägerschaft und der Erhalt von Kultur-
denkmälern ist, oder an Gemeinden unter
dem vollen Wert bis zu einem Anerken -
nungsbetrag veräußert werden.

(5) Nach § 63 Abs. 5 wird abweichend
von § 63 Abs. 3 Satz 1 der Hessischen
Landeshaushaltsordnung gestattet, dass
Ge meinden und Landkreisen für die
Durchführung von Wahlen Dienstgebäu-
de des Landes unentgeltlich zur Nutzung
überlas sen werden dürfen, sofern diesen
keine geeigneten Einrich tungen zur Ver-
fügung stehen.

§ 13

Kreditaufnahme und -tilgung

(1) Das Ministerium der Finanzen wird
ermächtigt, die im Haushaltsplan für das
Haushaltsjahr 2011 vorgesehenen Kredite
aufzunehmen. Die Kreditaufnahme er-
folgt grundsätzlich in Euro. In anderen
Währungen ist die Kreditaufnahme nur in
Verbindung mit einem Währungssiche-
rungsgeschäft zulässig.

(2) Das Ministerium der Finanzen wird
ermächtigt, die im Städtebau (Einzel-
plan 07) gewährten Vorauszahlungen des
Bundes, soweit sie in Darlehen umgewan-
delt werden, als Kredit anzunehmen. So-
weit der Bund im Laufe des Haus -
haltsjahres 2011 über die im Haushalts-
plan vorgesehenen Be träge hinaus weite-
re Mittel für den Wohnungsbau und
Städte bau (Einzelplan 07) als Kredit zur
Verfügung stellt, darf das Ministerium der
Finanzen auch diese Mittel annehmen.

(3) Der Zeitpunkt der Kreditaufnahme
ist nach der Kassen lage, den jeweiligen
Kapitalmarktverhältnissen und gesamt -
wirtschaftlichen Erfordernissen zu bestim-
men.

(4) Mehreinnahmen aus dem Steuer-
aufkommen sind zur zu sätzlichen Schul-
dentilgung, zur Verminderung des Kredit-
be darfs oder zur Bildung von Rücklagen
zur Deckung von Aus gaberesten und an-
deren Verpflichtungen zu verwenden, so -
weit sie nicht zur Deckung unabweisba-
rer Mehrausgaben im Haushaltsjahr 2011
benötigt werden. Zur Begrenzung der
Neuverschuldung können Rücklagen auf-
gelöst werden.

(5) Das Ministerium der Finanzen wird
ermächtigt, Kredite vorzeitig zu tilgen
und zusätzliche Tilgungsausgaben aus
kurzfristigen Krediten zu leisten. Die Kre-
ditermächtigungen nach Abs. 1 bis 3 er-
höhen sich entsprechend; dies gilt auch,
wenn kurzfristige Kredite, die für den
Ausgleich des voran gegangenen Haus-
halts erforderlich sind, im laufenden Ka-
len derjahr aufgenommen und getilgt wer-
den. Das Ministerium der Finanzen wird
ermächtigt, im Rahmen der Kreditfinan -
zierungen Vereinbarungen zur Steuerung
von Zinsänderungs risiken sowie zur Opti-
mierung der Kreditkonditionen (Deri vate)
für bestehende Schulden, die laufende
Kreditaufnahme des Haushaltsjahres so-
wie für Anschlussfinanzierungen von Kre-
diten zu treffen, die in einem Zeitraum
von zehn Jahren fällig werden. Der Bezug
eines Derivatgeschäftes auf meh rere Kre-
ditgeschäfte ist zulässig. Das Ministerium
der Finan zen wird ermächtigt, Sicherhei-
ten in Form verzinster Bar mittel zu stellen
sowie entgegenzunehmen.

(6) Die Inanspruchnahme der nach
§ 18 Abs. 3 der Hessi schen Landeshaus-
haltsordnung fortgeltenden Ermächtigung
zur Aufnahme von Krediten wird auf jähr-
lich 500 Millionen Euro begrenzt.

(7) Die Hessische Zentrale für Daten-
verarbeitung wird er mächtigt, im Haus-
haltsjahr 2011 Kredite bis zur Höhe von
acht Millionen Euro aufzunehmen.

§ 14

Garantien und Bürgschaften

(1) Das Ministerium der Finanzen wird
ermächtigt, zur Durchführung dringender
volkswirtschaftlich gerechtfertigter Auf-
gaben im Haushaltsjahr 2011 Garantien
und Bürgschaften bis zum Betrag von 1,5
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Milliarden Euro zulasten des Landes zu
übernehmen.

(2) Das Ministerium der Finanzen wird
ermächtigt, Bürg schaften zur Sicherung
von Investitionen in Wohngebäuden und
sozialen Einrichtungen im Wohnumfeld
im Haushaltsjahr 2011 bis zu einem Be-
trag von 100 Millionen Euro zu bewilligen
und zu übernehmen. Das Ministerium der
Finan zen wird außerdem ermächtigt, im
Haushaltsjahr 2011 Bürg schaften, die in
früheren Haushaltsjahren für denselben
Zweck im Rahmen des festgelegten Bürg-
schaftsrahmens be willigt wurden, endgül-
tig zu übernehmen.

(3) Das Ministerium der Finanzen wird
ermächtigt, im Haus haltsjahr 2011 zur
Förderung dringender Neu- und Umbau -
maßnahmen genehmigter, nach dem Er-
satzschulfinanzie rungsgesetz vom 6. De-
zember 1972 (GVBl. I S. 389, 1973 I S. 90),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 
14. Dezember 2006 (GVBl. I S. 658), bei-
hilfeberechtigter Privatschulen (Ersatz-
schulen) Bürgschaften bis zum Betrag von
2,5 Millio nen Euro zu übernehmen.

(4) Das Ministerium der Finanzen wird
ermächtigt, im Haus haltsjahr 2011 bis zur
Höhe von 5,88 Millionen Euro Garan tien
zu übernehmen, die sich aus dem Um-
gang mit radioakti ven Stoffen nach dem
Atomgesetz in der Fassung vom 15. Ju-
li 1985 (BGBl. I S. 1566), zuletzt geändert
durch Ge setz vom 17. März 2009 (BGBl. I
S. 556), als notwendig er weisen.

(5) Das Ministerium für Wissenschaft
und Kunst wird er mächtigt, zur Absiche-
rung der den hessischen Landesmuseen
und Landesausstellungen, der Verwal-
tung der Staatlichen Schlösser und Gär-
ten, dem Landesamt für Denkmalpflege
Hessen sowie der Universität Kassel über-
lassenen Leihgaben, an denen ein beson-
deres Landesinteresse besteht, Garantien
bis zur Höhe von insgesamt 200 Milli -
onen Euro zu übernehmen. In Anspruch
genommene Ermächtigungen aus Vorjah -
ren sind anzurechnen. Durch Rückgabe
von Leihgaben erlo schene Garantien kön-
nen erneut in Anspruch genommen wer -
den.

§ 15

Kassenkredite

Das Ministerium der Finanzen wird er-
mächtigt, im Haus haltsjahr 2011 zur Ver-
stärkung der Betriebsmittel kurzfristige
Kredite (Kassenkredite) bis zur Höhe von
acht vom Hundert des in § 1 festgestellten
Betrages aufzunehmen. Über diesen Be-
trag hinaus kann das Ministerium der Fi-
nanzen vorüberge hend weitere Kassen-
kredite aufnehmen, soweit es von der
Kreditermächtigung nach § 13 Abs. 1 kei-
nen Gebrauch macht.

§ 16

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2011
in Kraft.

Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Wiesbaden, den 16. Dezember 2010

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r  

B o u f f i e r d e r  F i n a n z e n

D r.  S c h ä f e r
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